
Editorial

Berufsethos in Gefahr
Die Hebammen sind wütend über die 
Zustände in vielen Kreißsälen, denn dort 
herrscht mittlerweile ein echter Betreu-
ungsnotstand. Über 130 Geburten pro Jahr 
hat eine angestellte Hebamme heute zu 
bewältigen. Dieser schlechte Betreuungs-
schlüssel führt dazu, dass sich Interventi-
onen häufen. Nur noch 7% aller Gebären-
den können darauf hoffen, von Wehentropf,  
Periduralanästhesie oder gar Kaiserschnitt 
verschont zu bleiben. Unser Berufsethos 
ist dadurch in Gefahr. Hebammen sehen 
sich als Begleiterinnen von Frauen in den 
unterschiedlichsten Phasen der Schwanger-
schaft und Geburt. Sie wollen Frauen darin 
bestärken, ihr Kind selbstbestimmt und aus 
eigener Kraft zu gebären. Hebammen leisten 
seit Jahrhunderten Geburtshilfe und gera-
ten heute zunehmend in Konflikt mit einem 
Gesundheitssystem, das die Geburt nur noch 
als Fallpauschale bewertet. Die Geburt ist 
– wie das Sterben – eine Ausnahmesituati-
on im Klinikbetrieb. Es ist höchste Zeit, dass 
wir die Hilfe zur Geburt aus dem Umfeld des 
„Kranken“ befreien und eine ausreichende 
Betreuung für gebärende Frauen sicherstel-
len. Wir wollen, dass Frauen künftig in Ruhe 
und Sicherheit gebären können. Von einem 
gelungenen Start ins Leben profitieren alle: 
die Kinder, die Eltern und nicht zuletzt auch 
die Gesellschaft . 

 

Helga Albrecht, Präsidentin des Deutschen 
Hebammenverbandes (BHD) e. V.
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Sterbehilfe
Pflegeverbände für mehr Aufklärung

Nach der Sterbehilfe für eine Rentnerin durch den ehemaligen Hamburger  
Justizsenator Roger Kusch haben sich Pflegeverbände für mehr Aufklärung und 
den Ausbau der Palliativversorgung ausgesprochen. Der Wunsch nach aktiver 
Sterbehilfe sei ein „Alarmsignal“ an die Gesellschaft.

D Medienberichten zufolge hatte 
die 79-jährige Rentnerin aus 

Würzburg in Gegenwart von Kusch, 
der Vorsitzender des Vereins „Dr. 
Kusch Sterbehilfe“ ist, zwei Becher 
Gift getrunken und war anschließend 
gestorben. Kusch setzt sich seit Jahren 
für die Legalisierung der aktiven Ster-
behilfe ein. Vor ihrer Selbsttötung hat-
te die Rentnerin erklärt, sie wolle nicht 
in ein Pflegeheim ziehen, da ein sol-
cher Schritt nicht ihren Vorstellungen 
von einem selbstbestimmten Leben 
entspreche. Kusch hatte die Aussagen 
der gelernten Krankenschwester, die 
an keiner ernsthaften Erkrankung litt, 
aufgezeichnet. 

Der Fall sorgte bundesweit für Auf-
sehen. Auch Pflegeverbände meldeten 
sich zu Wort. „Wir beobachten die 
jüngsten Entwicklungen zur aktiven 
Sterbehilfe mit großer Sorge“, erklärte 
Gudrun Gille, Bundesvorsitzende des 
Deutschen Berufsverbandes für Pfle-
geberufe (DBfK). Besonders erschre-
ckend im aktuellen Fall sei, so Gille 
weiter, dass die Angst vor der Betreu-
ung in einem Pflegeheim der Auslöser 
für den Selbstsuizd gewesen sein soll. 

„Hier hat eine einseitige Berichterstat-
tung über Skandale und fehlende 
Information darüber, wie man eine 
gutes Pflegeheim erkennt oder welche 
Alternativen es gibt, die Zukunft als 
unerträglich dargestellt.“ 

Der Geschäftsführer des Deutschen 
Pflegeverbandes (DPV), Rolf Höfert, 
erklärte: „Seit mehr als 25 Jahren wird 
die Republik durch spektakuläre Ster-
behilfeaktionen aufgerüttelt. Leider ist 
es weder gesellschaftlich noch poli-
tisch gelungen, klare rechtliche Rah-
menbedingungen per Gesetz zu schaf-
fen.“ Die Debatte über ein würdevolles 
Altwerden und die Frage, was die Ver-
sorgung alter, pflege- und hilfebedürf-
tiger Menschen der Gesellschaft wert 
ist, dürfe nicht nur in Wahlkampf-
zeiten  geführt werden. Das Thema 
habe eine „Debatte zu jeder Zeit“ ver-
dient. „Positiv vermittelt werden müs-
sen dabei die verschiedenen Möglich-
keiten einer personenorientierten Ster-
bebegleitung in Hospizen, palliativ-
medizinischen Einrichtungen, Pflege-
heimen sowie durch ambulante Pflege-
dienste und nicht die Rezeptur zwi-
schen Zyankali und Kalium Chlorid.“

Bundesgesundheitsministerin Ulla 
Schmidt (SPD) sagte, der richtige Weg 
liege darin, sterbenden Menschen 
Hilfsangebote zu machen. „Das ist 
zugleich ein wesentlicher Beitrag dazu, 
den Diskussionen um aktive Sterbehil-
fe, die wir strikt ablehnen, den Nähr-
boden zu entziehen.“ �  z 
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Igl-Gutachten
Es geht um die künftige 	
Stellung der Pflegeberufe

F  Der DPR hat den Kieler Rechtswissenschaft-
ler Prof. Dr. jur. Gerd Igl mit einem Rechtsgut-
achten beauftragt, in dem Voraussetzungen 
und Anforderungen an die rechtliche Regu-
lierung der Pflegeberufe und ihre Tätigkeit er-
mittelt werden. Die Anforderungen an die Pfle-
geberufe und deren Situation haben sich seit 
Inkrafttreten der Pflegeversicherung 1995 und 
durch die Kompetenzentwicklung im Rahmen 
verschiedener Studiengänge stark verändert. 
Nach Ansicht des Pflegerates wird das Gutach-
ten die fachliche und politische Diskussion um 
die Weiterentwicklung der Pflegeberufe mit 
den Schwerpunkten Selbstverwaltung, vorbe-
haltene Aufgaben und Ausübung der Heilkun-
de intensivieren und die dafür notwendigen 
rechtlichen Argumente liefern. Das Gutachten 
ist ab September erhältlich. Interessenten er-
halten den Bestellschein für ein Exemplar über 
die DPR-Geschäftsstelle.
www.deutscher-pflegerat.de

Eindringlicher Appell
Rettet die Pflege!
Vielen Kliniken steht das Wasser bis zum Hals. Zu spüren bekommt das vor 
allem die Pflege. Nach Angaben des Deutschen Pflegerates (DPR) sind allein  
in den vergangenen zehn Jahren mehr als 50.000 Pflegestellen in Kranken-
häusern gestrichen worden. Jetzt endlich, nach beharrlichen Protesten der Be-
rufsverbände und vieler Pflegekräfte, erkennt die Politik die Not der Häuser an 
und verspricht Entlastung. Der Pflegerat begrüßt dies – und fordert die Politik 
auf, ihren Ankündigungen auch Taten folgen zu lassen.

D Im vergangenen Juni hat sich 
in Berlin ein „Aktionsbündnis 

– Rettung der Krankenhäuser“ gegrün-
det, dem auch der Pflegerat angehört. 
Eine Gruppe verschiedener Organisa-
tionen mit ansonsten unterschiedlichen 
Interessen hat sich in dem Bündnis 
zusammengefunden, um gegenüber 
Politik und Gesellschaft die Finanznot 
der Krankenhäuser deutlich zu machen. 
Vorher schon hatten die Oppositions-
parteien im Bundestag mehrere Anträ-
ge zur Verbesserung der Finanzsitu-
ation in den Kliniken gestellt. Bei der 
Anhörung im Bundestag haben viele 
Sachverständige anerkannt, dass vor 
allem in der Pflege großer Handlungs-
bedarf besteht oder – wenn nicht mehr 
Geld fließt – Schlimmes zu befürchten 
ist. Davon sind inzwischen sogar jene 
überzeugt, die bis vor kurzem noch 
Pflegepersonal abgebaut haben.

Plötzliche Renaissance
Die kontinuierlichen Alarmmeldungen 
des Pflegerates und seiner Berufs- und 
Interessensverbände sowie weiterer 
Fachverbände und nicht zuletzt der 
Pflegenden selbst haben ein Umden-
ken bewirkt – vor allem bei der Poli-
tik. Früher hieß es, die Kliniken hätten 
noch genug finanzielle Reserven, um 
die Personalknappheit im Pflegebe-
reich zu beseitigen. Jetzt hat Bundes-
gesundheitsministerin Ulla Schmidt 
(SPD) angekündigt, in den nächsten 
drei Jahren 21.000 neue Pflegestellen 

In Kooperation mit Heilberufe� Deutscher Pflegerat   8 | 2008

in den Krankenhäusern schaffen zu 
wollen. Sie will das dafür notwendige 
Geld nicht nach dem „Gießkannen-
prinzip“ verteilen, sondern sicherstel-
len, dass die Mittel tatsächlich für neue 
Pflegestellen verwandt werden. Neues 
Personal zu finden, das dürfte in man-
chen Regionen kein leichtes Unter-
fangen sein. Angesichts des immer 
stärker sichtbar werdenden Personal-
mangels in der Pflege wird sich man-
cher Krankenhausträger schwer tun, 
gut qualifiziertes Pflegepersonal zu 
finden. Zu lange mussten Pflegekräf-
te unter maximalem Leistungsdruck 
mit immer weniger Fachkräften klar-
kommen. Mancher hat das Handtuch 
bereits geworfen oder ist ausgebrannt. 
Deshalb sollte sich die Gesundheits-
ministerin nicht zu viel Zeit lassen für 
ihre Pflegepersonal-Transfusion.

„Pflegegipfel“ im Herbst
Neben der Personalausstattung – und 
da ist mit 21.000 Stellen noch nicht das 

pflege positionen

» �Vielleicht wäre es gar 
nicht so tragisch, wenn 
wir irgendwann einmal 
weniger Geld für Medi-
kamente und mehr für 
Pflegepersonal ausgeben 
würden.

DPR-Termin
Veranstaltung zum 			 
Igl-Gutachten in Berlin

F  Veranstaltung zum Thema „Veränderungs-
bedarf und rechtliche Grundlagen zu einer 
Neuordnung der Rolle der Pflegeberufe in  
Gesundheits- und Sozialsystem“ am 16. Ok-
tober 2008 in Berlin, Beginn: 10:30 Uhr. Mit 
Vorträgen von Marie-Luise Müller, DPR, Prof. 
Dr. Gerd Igl, Universität Kiel, Dr. Matthias Offer-
manns, Deutsches Krankenhaus-Institut, und 
Dr. Andreas Büscher, Universität Bielefeld 

Anmeldung & Informationen: Deutscher  
Pflegerat (DPR), Geschäftsstelle, Salzufer 
6, 10587 Berlin, Tel.: 030/21915757, Fax: 
030/21915777, www.deutscher-pflegerat.de
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Problem gelöst – hat Frau Schmidt auf 
dem vergangenen Hauptstadtkongress 
im Juni einen „Pflegegipfel“ angekün-
digt. Dieser soll in diesem Herbst statt-
finden. Der Pflegerat erwartet, dass 
bei diesem Gipfel die Weichen für die 
Zukunft der Pflegeberufe gestellt wer-
den. Der Pflegerat wird mit konkreten 
Vorschlägen und Erwartungen in die 
Gespräche gehen. Das Spektrum der 
Probleme ist groß – dabei kann und 
darf nicht nur ein Versorgungssektor 
in den Fokus genommen werden.

Neuzuschnitt der Aufgaben
Angesichts des demografischen Wan-
dels geht es um nicht weniger als die 
Sicherstellung der gesundheitlich-pfle-
gerischen Versorgung der Menschen 
in Deutschland. Die Wirtschaft beklagt 
heute den Mangel an IT-Experten, 
Ingenieuren und Handwerkern. Beim 
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Mangel an Pflegekräften und der Frage, 
wie man Menschen für die Pflegebe-
rufe gewinnt, denkt die Politik bisher 
eher an Langzeitarbeitslose oder 
Jugendliche ohne Hauptschulabschluss. 
Hier muss in den Köpfen eine 180 °-
Drehung erfolgen. Wir brauchen nicht 
nur quantitativ (Hände und Füße), wir 
brauchen vor allem qualitativ (also 
Köpfe) mehr Pflegefachkräfte. Hier 
muss in die Ausbildung investiert wer-
den – etwa durch Ausbau der Hoch-
schulausbildung. Hier muss in der 
Praxis die Pflege endlich die Möglich-
keit erhalten, ihre beruflich erworbene 
Expertise eigenverantwortlich einzu-
bringen. Hier muss mit allen anderen 
Beteiligten über den Neuzuschnitt von 
Aufgaben und Kompetenzen geredet 
werden. Und natürlich müssen die 
Ressourcen dafür da sein. Denn sonst 
führen wir zwar „Primary Nursing“ 

ein, aber wenn pro Station nur eine 
Pflegefachkraft pro Schicht arbeitet, ist 
sie zwar die „Primary Nurse“, aber das 
Konzept wurde irgendwie missver-
standen.

Es ist noch viel zu tun
Was grundsätzlich aussteht, ist eine 
gesamtgesellschaftliche Diskussion 
über den Ressourcenverbrauch im 
Gesundheits- und Sozialsystem. Zu 
klären ist die Frage: Wie viel sind wir 
bereit, in Gesundheit und Pflege zu 
investieren? 

Diskutiert wurde bislang auch nicht 
ausreichend darüber, ob die bereit 
gestellten Mittel richtig eingesetzt wer-
den. Vielleicht wäre es ja garnicht so 
tragisch, wenn wir irgendwann einmal 
weniger Geld für Medikamente und 
dafür mehr für qualifiziertes Pflege-
personal ausgeben.� z

Kliniken auf dem Krankenbett: Demonstraten in Plön Anfang Juli

4  � Pauschale für mehr Pflegepersonal

Die Gesundheitsministerkonferenz (GMK) hat bei ihrer Sondersitzung 
Anfang Juli im schleswig-holsteinischen Plön beschlossen, eine zusätz-
liche Pauschale zur Stärkung der Pflege einzuführen. Damit unterstützt 
die GMK die Ankündigung von Bundesgesundheitsministerin Ulla 
Schmidt (SPD), den überschießenden Abbau an Planstellen in der Pfle-
ge in den vergangenen Jahren aufzufangen. „Wir begrüßen dies außer-
ordentlich und erwarten nun rasch eine Umsetzung der Ankündigung. 
Die Pflegefachkräfte in den Kliniken können nicht länger warten“,  
erklärte Marie-Luise Müller, Präsidentin des Pflegerates (DPR). Aller-
dings seien die Beschlüsse von Plön nur ein erster Baustein in der  
Weiterentwicklung der Pflegeberufe. „Wer die Patientenversorgung 
von morgen sicherstellen will, muss heute auch und vor allem in die 
professionelle Pflege investieren“, so Müller. „Beim geplanten Pflege-
gipfel im Herbst besteht Gelegenheit, hierzu qualifizierte Beiträge zu 
erarbeiten.“ Bei den Gesprächen müsse es aber auch um die Frage 
gehen, wie die Pflege in der ambulanten Versorgung und in den Pfle-
geheimen gestärkt werden kann. Erwartungsgemäß hat sich die GMK 
nicht auf eine Neuregelung der Krankenhausinvestitionskosten geei-
nigt. Der Wegfall des Sanierungsbeitrages von 0,5% ab 2009 sei ange-
sichts dessen ein Tropfen auf den heißen Stein, so die Einschätzung des 
Pflegerates. „Damit sind die wirtschaftliche Zukunft der Krankenhäuser 
und damit Arbeitsplätze gefährdet, aber vor allem eine qualitativ hoch 
stehende und flächendeckende Versorgung nicht gewährleistet.“
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D  Früher, erinnert sich Ute Herbst, 
meinten andere Interessensver-

bände – Ärztekammern und Kranken-
hausgesellschaften –, sie könnten für 
die Pflege sprechen. Heute läuft das 
nicht mehr so ab. „Geht es um unsere 
Belange, dann melden wir uns selber 
zu Wort.“ Und weil man besser Gehör 
findet im „Haifischbecken Gesund-
heitswesen“, wenn man mit einer Stim-
me spricht, gründeten fünf Berufsor-
ganisationen der Pflege 1998 den  
Pflegerat. „Die Berufsorganisationen 
bewiesen, dass sie konsensfähig sind 
und gemeinsam im gesundheitspoli-
tischen Konzert mitwirken wollen.“ 

Mit einer Stimme für die Pflege – das 
war nicht immer selbstverständlich. Es 
gab und gibt viele Verbände und Orga-
nisationen. Fachkrankenpflege und 
Altenpflege haben einen, die ambu-
lante Pflege, die Kinderkrankenpflege 
und das Pflegemanagement ebenfalls. 

„Im Pflegerat werden all diese spezi-
fischen Interessen zu einer Stimme 
gebündelt“, sagt Ute Herbst. Mit einer 
Stimme sprechen – das hat mehr Wir-
kung auf Politiker, Ärzte, Klinikmana-

ger. Der Pflegerat habe sich zu einer 
„festen Größe“ im Gesundheitswesen 
entwickelt, sagt Ute Herbst. 15 Berufs-
verbände und -organisationen sind 
mittlerweile Mitglied. Und der Tisch, 
an dem die jeweiligen Vertreter Platz 
nehmen, um Beschlüsse zu fassen, 
wird von Jahr zu Jahr größer. Ein Pro-
blem aber besteht weiter: Lediglich 
10% der rund 1,2 Millionen beruflich 
Pflegenden in Deutschland engagieren 
sich in einem Berufsverband. „Viele 
Pflegende“, vermutet Ute Herbst, „sind 
mit ihrer täglichen Arbeit so ausge-
schöpft, dass nur wenig Energie bleibt, 
sich darüber hinaus berufspolitisch zu 
engagieren.“ Ein Dilemma. Denn die 
Bedingungen vor Ort werden nicht 
leichter. „Ändern lässt sich das aber 
nur, wenn möglichst viele Pflegekräfte 
ihre Stimme erheben und sich einmi-
schen.“ Umgekehrt müssten die Ver-
bände noch stärker als bisher auf die 
Basis zugehen und diese dazu motivie-
ren, sich in Fachzeitschriften zu infor-
mieren und in Verbänden mitzuarbei-
ten. „Pflege braucht das Engagement 
derer, die für diesen Beruf einstehen.“  

Pflegerat im Profil
AnbieterVerband qualitätsorien-
tierter Pflegeeinrichtungen e.V.

F  Der Anbieterverband qualitätsorientierter 
Gesundheitspflegeeinrichtungen e.V. (AVG) 
ist seit seiner Gründung im Sommer 2001 die 
stärkste Berufsstandsvertretung privater ambu-
lanter Pflegeeinrichtungen im Land Berlin. Ein 
wichtiges Anliegen sieht der AVG in der Schaf-
fung besserer Arbeitsbedingungen für die Mit-
arbeiter in der ambulanten Pflege. Die Qualität 
von Pflegeleistungen ist ein weiteres wichtiges 
Ziel. „Die Pflegeanbieter, die sich im AVG en-
gagieren, fühlen sich dem Primat erstklassiger 
Qualität verpflichtet“, betont Vorstandsmitglied 
Thomas Meißner. Nur wer diese Qualität erbrin-
ge und nach außen transparent mache, „kann 
am Pflegemarkt bestehen“. Ein Meilenstein ist 
die im Jahr 2003 initiierte „AVG-Qualitätsanaly-
se“. Mit diesem Instrument, das verpflichtend 
für die Mitglieder des AVG ist, sollen mögliche 
Versorgungsdefizite aufgespürt werden. Die 
Analyse umfasst insgesamt 29 qualitätsrele-
vante Themenbereiche und zwei Fragebögen, 
an denen der Ist-Stand ambulanter Pflege-
dienste festgestellt wird. Dabei werden zu-
nächst Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität 
überprüft, anschließend findet eine Analyse der 
Ergebnisqualität beim Klienten statt. „Wir haben 
damit, ohne Druck von außen, einen praktikab-
len Weg hin zu mehr Pflegequalität beschritten“, 
so Meißner. Seit 1. Juli ist der AVG Mitglied im 
Deutschen Pflegerat.

� z www.avg-ev.com

Auszeichnung für Oberin Ute Herbst
Pflege braucht Engagement
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Seit fast 50 Jahren engagiert sich Ute Herbst (68) in der Pflege. Die gelernte 
Krankenschwester hat mehrere Bildungseinrichtungen für Pflegeberufe ge- 
leitet und stand viele Jahre der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Schwestern- 
verbände (ADS) vor. Als sich im Sommer 1998 der Pflegerat konstituierte, wurde 
sie für 15 Monate an dessen Spitze gewählt. Seit 2004 ist sie Vorsitzende der 
Oberinnenvereinigung im DRK. Für ihr langjähriges Engagement wurde Frau 
Herbst vom Pflegerat im Juni mit dem „Deutschen Pflegepreis“ ausgezeichnet.
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